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Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt 13.12.2011 
 
Tagesordnungspunkt: 
 
121.  Änderung  des  Flächennutzungsplanes  für  den  Bereich  „Paderborn-Dahl, Windkonzen- 
trationszone  Iggenhauser  Weg“   
a) Beschluss über die Einleitung der 121. Änderung des Flächennutzungsplanes 
b) Beschluss über den Vorentwurf für die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der 
Behörden 
  
Beschlussvorschlag: 
 

a) Der Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt der Stadt Paderborn 
beschließt, für den Bereich der Flurstücke 75, 93, 109, 84, 42, 19, 16 
(Flur 11, Gemarkung Dahl) die 121. Änderung des Flächennut-
zungsplanes einzuleiten. 
 

b) Der Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt der Stadt Paderborn 
beschließt, für den Vorentwurf der 121. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung durchzuführen. 

 
 
 

      

Begründung:
 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt hat in seiner Sitzung am 17.11.2011 den An-
trag auf Änderung des Flächennutzungsplanes bezüglich der Herausnahme der Höhenbe-
grenzung für die Windkonzentrationszone Iggenhauser Weg grundsätzlich angenommen. 
Die Bauherrengemeinschaft, die vollständig alle Grundstückseigentümer und damit potenti-
elle Windkraftinvestoren in gleichnamiger Windkonzentrationszone umfasst, beantragt die 
Änderung des Flächennutzungsplanes bezüglich der Höhenbegrenzung der Anlagen, die 
derzeit im rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan auf eine maximale Gesamthöhe (GH) 
von 100 m begrenzt sind. Begründet wird dieser Antrag insbesondere mit der Energiewende, 
die eine vollständige Abkehr von der Atomkraft hin zu erneuerbaren Energien erfordert. 
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Die Begrenzung der Windenergieanlagen auf eine GH von 100 m in der Windkonzentrati-
onszone Iggenhauser Weg – in den übrigen Windkonzentrationszonen der Stadt Paderborn 
bestehen mit Ausnahme der Bebauungspläne keine Höhenbegrenzungen – war insbesonde-
re aus Gründen der Beeinträchtigung des Ortsbildes als Festsetzung in den Flächennut-
zungsplan aufgenommen worden. 
 
Diese Höhenbegrenzung wurde von der Gemeinde Borchen gegenüber der Stadt Paderborn 
im Rahmen des Beteiligungsverfahrens zur 107. Änderung des Flächennutzungsplanes als 
Anregung vorgebracht, wie dies zuvor von der Stadt Paderborn Anfang des Jahrzehnts ge-
genüber der Gemeinde Borchen vorgebracht wurde. 
 
Hierzu ist festzustellen, dass der Schutz des Orts- und Landschaftsbildes heute weitgehend 
durch die Windenergieanlagen aufgeweicht ist. Aktuell ergibt sich im Bereich der Paderbor-
ner Hochfläche sowie im angrenzenden Binnentiefland kaum eine Sichtbeziehung, die nicht 
durch Windenergieanlagen vorgeprägt ist. Windenergieanlagen sind mittlerweile Bestandteil 
des Paderborner Landes. 
 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt hat grundsätzlich den Antrag auf Heraus-
nahme der Höhenbegrenzung angenommen. Der Beschlussvorschlag für das Bauleitplan-
verfahren beinhaltet die Auflage, die Höhenbegrenzung von GH maximal 100 m durch ma-
ximal 186 m zu ersetzen, wie im Antrag formuliert. 
 
Die Erweiterung der GH auf max. 186 m berücksichtigt die marktgängigen Windenergieanla-
gen, die derzeit lieferbar sind. Diese Anlagen stellen für die Paderborner Hochfläche mit 
ihren Höhenlagen zwischen 200 m bis ca. 350 m über NN eine ausreichende Größenord-
nung dar, so dass auf die ebenfalls lieferbaren Anlagen - insbesondere für das Binnentief-
land - von Gesamthöhen bis zu 210 m verzichtet werden kann. 
 
Eine Änderung der flächigen Darstellung (Größe der Konzentrationszone) ist nicht Gegen-
stand der Beantragung und des Antragsverfahrens. 
 
Die Stadt Paderborn beabsichtigt, die Kosten des Änderungsverfahrens -insbesondere zur 
fachgutachterlichen Neubewertung vornehmlich zum Artenschutz (Vogelflug)- den Antrag-
stellern im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages nach § 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB aufzuer-
legen. 
 
 
Die Stadt Paderborn beschließt die Aufstellung des Verfahrens zur Änderung des Flächen-
nutzungsplanes – Änderung der GH max. 100 m auf GH max. 186 m – für die frühzeitige 
Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit. 
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